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1.0 Veranlassung und Änderungsinhalte 
 

Der rechtskräftige Bebauungsplan TP 7 „Vorm Grogberg“ vom 12.02.1987 (bekannt 
gemacht am 11.02.1987, genehmigt durch das Regierungspräsidium Darmstadt am 
15.01.1987, AZ.: V 3/34-61 d 04/01) weist den Änderungsbereich derzeit als eine priva-
te Grünfläche aus. Die Fläche liegt innerhalb eines Heilquellenschutzgebietes der Stadt 
Bad Schwalbach und hier in der Schutzzone III (qualitativer Schutz) und C (quantitativer 
Schutz). 
 
Für das gesamte Stadtgebiet herrscht eine Nachfrage nach Bauflächen für eine Wohn-
bebauung. Nach den Daten der Hessischen Gemeindestatistik (Ausgabe Februar 2016) 
ist ein Zuwachs der Bevölkerung von 1,7 % gegenüber dem Jahr 2013 zu verzeichnen. 
Dieser Zuwachs liegt deutlich über dem Durchschnitt und dokumentiert den Bedarf 
nach Wohnbaufläche in Bad Schwalbach nachdrücklich. 
 
Die Städtebaupolitik der Stadt zielt darauf ab, diese positive Nachfrage, angesichts des 
bereits eingeleiteten demographischen Wandels der Gesellschaft in der Bundesrepublik 
durch die Ausweisung von Bauflächen im Stadtgebiet zu befriedigen, um die Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung zu sichern sowie stabile Bevölkerungsstrukturen zu schaffen 
und zu erhalten, sowie die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung zu ermögli-
chen (vgl. §1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB). 
 
Dieses Ziel soll unter anderem durch Umnutzung verschiedener für die Wohnbebauung 
bisher verschlossener Flächen (z.B. Grünflächen) im Gemeindegebiet durch Festset-
zungsänderung hin zur Ausweisung von Bauplätzen erreicht werden.  
 
Ziel der vorliegenden Planung für den Änderungsbereich des Bebauungsplanes „Vorm 
Grohberg“ ist es, das Neubaugrundstück möglichst homogen in Art und Maß der um-
gebenden Bebauung einzubinden.  
Die vorliegend getroffenen Höhenfestsetzungen für bauliche Anlagen fügen sich mit-
telnd in die Umgebungsbebauung ein. 
Der rechtskräftige Bebauungsplan „Vorm Grohberg“ setzt südlich des Plangebietes in 
einem Teilbereich eine V-geschossige und in einem weiteren Teilbereich eine III-
geschossige Bebauung fest, während nordwestlich und westlich des Planbereiches ei-
ne II-geschossige offene Bebauung vorgesehen ist. Die südlich gelegenen Gebäude 
der Helios Kliniken und des Finanzamtes weisen eine bis zu IV-geschossige Bebauung 
auf. 
 
Die vorliegende 2. Bebauungsplanänderung des Bebauungsplanes nimmt die Festset-
zung als Fläche für Gemeinbedarf (zugrunde liegendes Kataster Flurstück 7/6 tlw., 
Neuvermessung: Flurstück 7/7), bzw. als private Grünfläche (zugrunde liegendes Ka-
taster Flurstück 2200/2 tlw., Neuvermessung: Flurstücke 2200/5 und 2200/4) zurück 
und weist hier ein allgemeines Wohngebiet aus.  
Hinweis: im weiteren Text werden die Flurstücke entsprechend der Neuvermessung 
angesprochen. 
 
Dabei trifft die vorliegende Bebauungsplanänderung für das neuvermessene Flurstück 
7/7 tlw. keine weiteren Festsetzungen, da hier bereits in neuerer Zeit eine genehmigte 
Neubebauung erfolgt ist und als Bestand betrachtet wird.   
 
Zur städtebaulichen Ordnung wird eine Überplanung der Flächen anhand einer Bebau-
ungsplanänderung erforderlich. 
Gemäß den Festsetzungen der vorliegenden Änderung wird die von der Änderung be-
troffene Fläche als „allgemeines Wohngebiet“ ausgewiesen.  
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Konkret erfolgt folgende Änderung: 
Umwandlung einer Fläche für Gemeinbedarf, hier „Alten- und Jugendzentrum“, Stadtteil 
Bad Schwalbach, Flur 23, Flurstück Nr. 7/7 tlw. in ein „allgemeines Wohngebiet“ gem. § 
9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO.  
Umwandlung einer privaten Grünfläche Stadtteil Bad Schwalbach, Flur 50, Flurstücke 
Nr. 2200/5 und 2200/4 in ein „allgemeines Wohngebiet“ gem. § 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. 
§ 4 BauNVO.  
 
Gesamtfläche des Änderungsbereiches ca. 6.995 m². 
 
Die Änderung berührt nicht das zugrunde liegende planerische Leitbild und ist noch von 
dem, im rechtskräftigen Plan zum Ausdruck gekommenen, planerischen Willen der 
Stadt Bad Schwalbach umfasst. Die Änderung entspricht vollumfänglich der ursprüngli-
chen planerischen Grundkonzeption einer offenen Bebauung. Die vorhandene ver-
kehrsmäßige Erschließung bleibt unverändert.  
 
Die Fläche liegt vollständig im rechtskräftigen Bebauungsplan. Außenbereich wird für 
die Änderung nicht in Anspruch genommen.  
 
Der rechtskräftige Flächennutzungsplan stellt für den Planbereich eine Fläche für Ge-
meinbedarf mit der Zweckbestimmung „sozialen Zwecken dienende Gebäude“ sowie 
eine private Grünfläche dar. 
 
Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung gem. § 13 a Absatz 2 Nr. 2 
BauGB angepasst. 
 
Der Aufstellungsbeschluss zur vorliegenden Planung wurde am 10.10.2016 gefasst. 
 
Abb. 1: Übersichtsplan Luftbild, o. Maßstab, Quelle Stadt Bad Schwalbach 
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2.0 Verfahren 
 

Diese Änderung des Bebauungsplanes kann nach § 13 a BauGB im beschleunigten 
Verfahren (Bebauungsplan der Innenentwicklung) durchgeführt werden, da  
• einem Bedarf an Investitionen zur Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Arbeits-

plätzen, zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum ..... in angemessener Weise 
Rechnung getragen wird. 

• eine Größe der Grundfläche von weniger als 20.000 m² überplant wird. 
• durch sie kein Vorhaben zur Pflicht der Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung vorbereitet oder begründet wird. 
• weiterhin keine Anhaltspunkte bestehen, dass von einer Beeinträchtigung von den in 

§ 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Schutzgütern auszugehen ist. 
• keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur Vermeidung 

oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

 
Die städtebauliche Nachverdichtung ist ein wichtiger Baustein der Innenentwicklung 
gem. § 13a BauGB. Die nachträgliche Verdichtung bestehender Stadtquartiere bietet 
wesentliche Potenziale für Klimaschutz durch Ressourcen- und Flächeneffizienz. 
Ein Vorteil ist die Nutzung bereits vorhandener Infrastruktur – die neuen Räume müssen 
nicht erst strukturell erschlossen werden. Vorhandene Infrastruktur wird dadurch besser 
genutzt; ihre Fixkosten können auf eine größere Zahl von Einwohnern bzw. Bewohnern 
umgelegt werden. 
 

• Aus Perspektive der Stadt dient Nachverdichtung der Innenentwicklung, der städte-
baulichen Aufwertung von Quartieren sowie der besseren Auslastung von Infrastruk-
turen. 

 

• Aus Perspektive der Eigentümer wird zusätzliche Nutzfläche in vorhandenen Immobi-
lien wirtschaftlich erstellt durch zusätzliche Nutzung von bereits vorhandenen Er-
schließungen und Tragwerken. 

 

• Nutzer empfinden die Wohnqualität in gewachsenen Quartieren und der Lage oft als 
besser als die eines Neubaugebietes. 

 
 
Gem. § 13 Abs. 2 BauGB wurde von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung 
nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. 
Der betroffenen Öffentlichkeit wurde Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb ange-
messener Frist gegeben. 
Den berührten Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurde Gelegen-
heit zur Stellungnahme innerhalb angemessener Frist gegeben. 
 
Es wurde unter Anwendung des § 13 Abs. 3 BauGB von der Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB und von der Angabe nach § 3 
Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, 
sowie von der Zusammenfassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB, abgesehen.  
§ 4 c BauGB ist nicht anzuwenden. 
Bei der Beteiligung nach § 13 Abs. 2 Nr. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass von 
einer Umweltprüfung abgesehen wird. 
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2.1 Kumulation   
 
Gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB darf der Bebauungsplan im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 
19 Abs. 2 BauNVO oder eine Größe der Grundfläche festgesetzt wird von weniger als 
20.000 m2. Dabei sind die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 
sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen 
(Kumulation). 
Somit sind auch die von der Stadt Bad Schwalbach bisher bereits im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellten Bebauungspläne bzw. Bebauungsplanände-
rungen, die in einem sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der o.g. 
Bebauungsplanänderung stehen könnten, ggf. bei der Beurteilung zu berücksichtigen. 
 
Dabei sind folgende Planungen zu betrachten: 
• Bebauungsplan TP 23 "Schmidtberg/Adolfstraße" Satzungsbeschluss am 

10.10.2016. Der Bebauungsplan weist eine Mischgebietsfläche aus.  
Überplant wurde in der Summe eine Fläche von ca. 6.290 m². Die mögliche Bebau-
ung wurde mit GRZ = 0,6 festgesetzt, die anrechenbare überbaubare Grundfläche 
ist mit 3.333 m² zu beziffern. 

 
 
• Die anrechenbare Grundfläche der vorliegenden Planung beträgt 1.448 m². 
 
Eine kumulative Wirkung ist demnach nicht zu berücksichtigen.  
Der Schwellenwert von 20.000 m² wird nicht erreicht. 
 
 
 

3.0 Lage und Abgrenzung des Gebietes 
 
  Der Geltungsbereich der 2. Bebauungsplanänderung umfasst folgende Flurstücke:  

Bad Schwalbach, Stadtteil Bad Schwalbach, Flur 50, Flurstück Nr.: 2200/5 und 2200/4, 
Flur 23 Flurstück Nr. 7/7  
mit einer Gesamtfläche von ca. 6.995 m².  
Hinweis: Für den Bereich fand bereits eine Neuvermessung statt, die in vorliegende 
Planung Eingang findet. Die Vermessung liegt dem Katasteramt vor. 
In den Geltungsbereich wurden noch die Straßenparzellen 3665/2 (Alte Kehr) teilweise 
und die Straßenparzellen 3660/5 (Königsberger Straße) teilweise und Straßenparzellen 
3661/4 (Parkblick) teilweise, als Erschließungsstraßen mit aufgenommen. 
Der Geltungsbereich wird westlich, östlich, nördlich und südlich unmittelbar durch die 
bebaute Ortslage der Stadt Bad Schwalbach begrenzt. 

 
Aktuelle Nutzung:  
Flur 23 FlStck. Nr. 7/7 "Wohnen mit Service für Senioren". 
Flur 50 FlStck. Nr. 2200/5 und 2200/4 private Grünfläche 
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Abb. 2:  Übersicht Geltungsbereich der 2. Bebauungsplanänderung, zugrunde liegen-
des neuvermessenes Kataster, ohne Maßstab 

 

 
 
 
 

4.0 Forstrechtliche Belange 
 
Nach einer Anfrage bei Hessen Forst, Forstamt Bad Schwalbach, ist der Bestand des 
Flurstückes 2200/5 als Wald im Sinne des Hessischen Forstgesetzes zu betrachten. Es 
handelt sich um einen Laubbaumbestand mit Buche, Traubeneiche, Bergahorn, Spitz-
ahorn, Hainbuche, Bergulme im zweischichtigen Bestand, der geschätzte einhundert 
Jahre alt ist, auf einer steilen Hanglage, nach SO geneigt. 
 
Wegen der Lage inmitten eines Wohngebietes ist eine Waldrodung unter Beachtung 
der waldrechtlichen Vorgaben genehmigungsfähig: 
1. Leistung einer flächengleichen Aufforstung 
2. Falls belegbar keine aufforstbare Fläche zur Verfügung steht, wird die Zahlung ei-

ner Walderhaltungsabgabe fällig. 
 
Ein Rodungsantrag gem. §§ 11, 12 Hessisches Waldgesetz wurde gestellt. 
Es wurden alle vorhandenen und zu erhaltenden Laubbäume außerhalb des Baufens-
ters ab ca. 7 cm Stammdurchmesser in 1 m Höhe durch Vermessung erfasst und im 
Plan dargestellt. 
Der Sachverhalt wurde im Vorfeld mit Hessen Forst abgestimmt. 
Nach Rücksprache während des Verfahrens mit der Unteren Forstbehörde FA Bad 
Schwalbach wird im Rahmen der Rodungsgenehmigung die erforderliche Gesamtfläche 
angehalten und muss entsprechend ausgeglichen werden, da der verbleibende Ge-
hölzstreifen nicht mehr als Wald angehalten werden kann. 
Die in der Planzeichnung zum Entwurf noch dargestellten zu erhaltenden Bäume nach 
Vermessung entfallen damit als Darstellung im Rechtsplan. 
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5.0 Artenschutz 
 
Aufgrund des bestehenden Gehölzbestandes wurde beim Büro PlanÖ, Dr. Rene Kristen 
in Biebertal ein faunistisches Gutachten zum Vorkommen von artenschutzrechtlich rele-
vanten Arten im Bereich (vorgelegt am 02.02.2017) in Auftrag gegeben. Die gegebenen 
Empfehlungen wurden in die Planung eingearbeitet. 
Aufgrund des Verdachts eines Vorkommens der Äskulapnatter wurde das Gutachten 
am 24.10.2017 erweitert. 
Die Äskulapnatter wurde als potentiell betroffene Art eingestuft. Die Art wurde von Au-
gust bis Oktober 2017 unter Einsatz verschiedener Methoden intensiv untersucht. Ru-
he- und Fortpflanzungsstätten im Sinne des § 44 BNatSchG wurden jedoch nicht fest-
gestellt. 
 
Das Gutachten liegt als Anlage der Begründung bei. 
 
 
 

6.0 Übergeordnete Planungen 
 

6.1 Regionalplan 
 
Im gültigen Regionalplan 2010 ist das Gebiet wie folgt dargestellt: 
Vorranggebiet Siedlung Bestand. 
 
 

6.2 Flächennutzungsplan 
 
Der Geltungsbereich ist im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Stadt Bad Schwal-
bach dargestellt als: 
Fläche für Gemeindbedarf (sozialen Zwecken dienende Gebäude), Flurstück 7/6 
private Grünfläche, Flurstück 2200/2 (zugrunde liegendes altes Kataster) 
 
Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichtigung gem. § 13 a Absatz 2 Nr. 2 
BauGB angepasst. 
 
Abb. 3: Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Flächennutzungsplan, ohne Maßstab 
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7.0 Brandschutz 
 
1. Bei der Planung der Verkehrsfläche - auch im verkehrsberuhigten Bereich - sind aus-

reichend bemessene Bewegungs- und Aufstellflächen für Feuerwehr- und Rettungs-
fahrzeuge vorzusehen. 
Als Planungsgrundlage ist die DIN 14 090 „Feuerwehrzufahrten und Aufstellflächen" 
heranzuziehen. 
 
Die öffentlichen Straßen sind so zu unterhalten bzw. herzustellen, dass diese durch 
Löschfahrzeuge der Feuerwehr ohne Beeinträchtigung genutzt werden können. 

  
Vorgesehene Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung sind mit der örtlichen Feuerwehr 
und der Brandschutzdienststelle des Rheingau Taunus Kreises – Kreisbrandinspek-
tor -, Vorbeugender Brandschutz, Heimbacher Str. 7, 65307 Bad Schwalbach, abzu-
stimmen. 

 
2.  Die Löschwasserversorgung ist entsprechend dem DVGW Arbeitsblatt W 405 i.V. mit 

§ 38 HBO in der der gültigen Fassung sicherzustellen: 
Zur Löschwasserversorgung für eine Bebauung (WR, WA, WB, MI, MD) über drei 
Geschosse oder GFZ > 0,7 und ≤ 1,2 muss eine Wassermenge von mind. 1600 
l/min. (96 m3 /h) über einen Zeitraum von mind. 2 Stunden zur Verfügung stehen, die 
Brandreserve im Hochbehälter muss mindestens 192 m3 betragen. 

 
3. Behinderungen im Bereich von Zufahrts-, Aufstell-, Anleiter- und Zugangsflächen für 

die Feuerwehr dürfen nicht vorhanden sein oder durch die Planung geschaffen wer-
den.  

Tabelle 1 — Richtwerte für den Löschwasserbedarf (rn3/h) unter Berücksichtigung der baulichen Nut-
zung und der Gefahr der Brandausbreitung 

 

Klein:  Bei überwiegender Bauart mit feuerbeständigen (F90 /DIN 4102), hochfeu-
erhemmend (F 60) oder feuerhemmenden (F30 /DIN 4102) Umfassungen 
und einer harten Bedachung 

mittel:  Bei überwiegender Bauart mit nicht feuerbeständigen (F90 /DIN 4102) oder 
nicht feuerhemmenden (F30 /DIN 4102) und einer harten Umfassungen oder 
feuerbeständigen (F90 /DIN 4102) oder feuerhemmenden (F30 /DIN 4102) 
Umfassungen und einer weichen Bedachung ist für das Gebiet eine Lösch-
wasser-Versorgung von 

groß:  Bei überwiegender Bauart mit nicht feuerbeständigen (F90 /DIN 4102) oder 
nicht feuerhemmenden (F30 /DIN 4102) Umfassungen; weichen Bedachun-
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gen; Umfassungen aus Holzfachwerk (ausgemauert), stark behindertet Zu-
gänglichkeit; Häufung von Feuerbrücken, usw. 

 
Die Löschwassermenge ist über einen Zeitraum von 2 Stunden vorzuhalten. 
Die erforderliche Brandreserve im Hochbehälter von 96 m³ wird vorgehalten. 
 
Die Löschwassermenge muss aus genormten Hydranten, die im öffentlichen Verkehrs-
bereich eingebaut sind, entnommen werden können. Alternativ können Löschwasserzis-
ternen oder Löschwasserteiche zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung mit he-
rangezogen werden. Die Hydranten sind entsprechend der gültigen DIN Norm 1066 zu 
beschildern. 
 
Die Löschwasserentnahmestellen (Hydranten) dürfen nicht mehr als 80 m bis 100 m 
vom Gebäude entfernt sein. Der Abstand der Hydranten untereinander sollte die Entfer-
nung von 150 m nicht überschreiten. Der Fließdruck der Hydranten muss mind. 1,5 bar 
betragen. 
 
Für den Fall, dass eine Schneeräumung im Winter nicht durchgeführt wird, sind Über-
flurhydranten nach DIN 3222 vorzusehen. 
 
Die Erschließungsplanungen sind bezüglich der Löschwasserversorgung mit der Brand-
schutzdienststelle des Rheingau-Taunus-Kreises, Vorbeugender Brandschutz, Heimba-
cher Str. 7, 65307 Bad Schwalbach, abzustimmen. 
 
 
 

8.0 Städtebauliches Konzept/Entwicklungsziele gem. §§ 1 und 1a BauGB 
 
Die Mobilisierung von Flächenreserven im Innenbereich (§ 34 BauGB) entspricht den 
Zielen der §§ 1 und 1a BauGB. 
 
Realisiert werden soll im Bereich eine höhere Wohnraumverdichtung, so dass ein 
Wohnquartier mit guten Qualitäten entsteht. Errichtet werden sollen 3 Gebäude mit je 
10 Wohneinheiten in sehr guter Lage und hohen Wohnqualitäten. Die Gebäude sollen, 
analog der bereits realisierten Bebauung auf dem Flurstück 7/7 dem "Wohnen für Seni-
oren mit Service" dienen und sollen entsprechend seniorengerecht ausgeführt werden. 
Der erforderlich werdende Stellplatzbedarf für Anlieger kann durch ein Angebot von Ga-
ragenstellplätzen, bzw. Stellplätze auf der überplanten Fläche selbst, gedeckt werden. 
Abweichend von der Stellplatzsatzung der Stadt Bad Schwalbach sollen "gefangene" 
Stellplätze in Garagen, d.h. erreichbar über einen davor liegenden Stellplatz, zulässig 
sein. 
Darüber hinaus gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Bad Schwalbach. 
 
Die verkehrliche Erschließung der Bebauung erfolgt über die "Königsberger Straße". Ein 
Teil der offenen Stellplätze soll über die Straße "Alte Kehr" erschlossen sein. Garagen 
werden zusätzlich entlang der Straße "Parkblick" errichtet.  
 
Zur Sicherung der Wohnqualitäten und der Durchgrünung wird der vorhandene und ein-
gemessene Baumbestand auf dem Flurstück 2202/5 in einem ca. 12 m breiten Streifen 
der in West-Ost Richtung verläuft, zum Erhalt festgesetzt.  
 
Die technische Erschließung durch die verschiedenen Versorgungsträger ist bereits 
durch die vorhandenen, im Plan dargestellten Trassen von Gas, Strom, Wasser und Te-
lekommunikation sichergestellt. 
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In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die Unterbringung der Telekommunikati-
onslinien der Telekom vorzusehen 
Es sind bauseits geeignete Maßnahmen zu treffen, um eine Beschädigung von Leitun-
gen durch die Annäherung oder das Überfahren mit schwerem Gerät oder Fahrzeugen 
zu vermeiden; beispielsweise das Legen von Stahlplatten oder das provisorische Auffül-
len mit geeignetem Material zur Herstellung einer Mindestüberdeckung von 0,30 m. 
Für Arbeiten im unmittelbaren Bereich von Gasleitungen wird der Einsatz von Warnge-
räten empfohlen (kombinierte Gasspür-/Gaskonzentrationsmessgeräte). 
 
Die bestehenden und noch zu planenden Versorgungsleitungen der Syna GmbH sind 
bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen. 
Im Falle einer erforderlichen Umgestaltung der vorhandenen Straßenbeleuchtungsanla-
ge (Standort Laterne Nr. 660) ist die Syna GmbH, hier der zuständige Straßenbeleuch-
tungsplaner frühzeitig zur Abstimmung zu informieren und einzubeziehen. 
 
Die Baumaßnahme ist möglichst frühzeitig mit den verschiedenen Versorgungsträgern 
bzgl. aller erforderlichen Eckpunkte abzustimmen und zu koordinieren. Eigenmächtige 
Veränderungen an den verschiedenen Versorgungstrassen sind unzulässig. 
Schutzstreifen zu Versorgungstrassen sind einzuhalten. 

 
Die Entwässerung kann über das vorhandene Mischsystem sicher gestellt werden. 
 
Die Abfallentsorgung ist sichergestellt.  
 
Es handelt sich um eine Nachverdichtung im Innenbereich. Die Löschwasserversorgung 
ist sichergestellt. Feuerwehrzufahrten und -aufstellflächen sind auf Bauantragsebene 
nachzuweisen. Im Hinblick auf die neuen Baugrenzen ist derzeit kein Konflikt zwischen 
Bestand und Planung erkennbar. 
 
Durch vorliegende Planung soll im Zuge einer Nachverdichtung ein Wohngebiet (WA) 
ausgewiesen werden, das die Möglichkeit zur Bebauung zu Wohnzwecken auch durch 
Mehrfamilienhäuser bietet und immissionsschutzrechtlich keine Konfliktbereiche schafft.  
 
Denkmalgeschützte Gebäude, befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand weder im 
Geltungsbereich noch in dessen näherer Umgebung. 
Die denkmalgeschützten Gebäude Reitallee, Hausnummern 6, 8, 10, 12 und 14 liegen 
südlich des Plangebietes an der Strasse "Reitallee" und durch dazwischen liegende Be-
bauung vom Plangebiet getrennt und sind nicht beeinträchtigt. Ein räumlicher Zusam-
menhang zum Plangebiet besteht nicht. 
 
Der Vorhabensträger ist / wird Eigentümer der Flächen im Geltungsbereich, so dass 
kein Bodenordnungsverfahren erforderlich wird.  
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich keine Altlasten im Plangebiet. 
 
Weiterhin sind in den Festsetzungen zum Bebauungsplan keine Angaben enthalten, die 
verschiedene Bevölkerungsgruppen bevorteilen oder benachteiligen. Die Zweckbestim-
mung kann allen Menschen gleichermaßen dienen.  
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8.1 Begründung der Festsetzungen 
 
Es wird nach § 4 BauNVO ein allgemeines Wohngebiet (WA) ausgewiesen.  
 
Realisiert werden soll im Bereich eine höhere Wohnraumverdichtung durch Geschoß-
wohnungsbau.  
 
Zur Sicherung der Wohnqualitäten und Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse 
und da sie der vorhandenen Siedlungsstruktur der angrenzenden Gebiete nicht entspre-
chen, werden die nach § 4 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO zulässigen Nutzungen gem. § 1 BauN-
VO teilweise ausgeschlossen, d.h. es sollen hier (entsprechend der zukünftig avisierten 
Nutzung) nur Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke zulässig sein. Ebenso 
werden aus diesem Grund die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4 und 5 BauNVO ausnahmswei-
se zulässigen Nutzungen ausgeschlossen. Außerdem ausdrücklich ausgeschlossen 
werden "nicht störende Handwerksbetriebe". Dies geschieht um Konfliktpotential bzgl. 
Immissionen oder Verkehrsaufkommen zu minimieren. 
 
Die bauliche Nutzung des Grundstückes ist in erster Linie über die Festsetzung der 
Grundflächenzahl (GRZ) definiert, aber auch durch die Zahl der Vollgeschosse sowie     
über die maximal zulässigen Gebäudehöhen. Die GRZ darf für Nebenanlagen, Stellplät-
ze und ihre Zufahrten gem. § 19 BauNVO um 50%, jedoch maximal bis GRZ 0,8 über-
schritten werden.  
Vorliegende Planung nutzt mit GRZ = 0,4 die Möglichkeiten nach § 17 BauNVO voll aus. 
Dies entspricht der Intention der Planung (Nachverdichtung im Innenbereich). 
 
Auf die Festsetzung einer GFZ (Geschoßflächenzahl) und einer Geschossigkeit soll im 
Sinne der planerischen Zurückhaltung verzichtet werden.  
Um die Höhenentwicklung an die örtliche Topographie und an das umgebende Stadtbild 
gestalterisch sinnvoll und ortsbildverträglich an die bereits bebaute Umgebung anzupas-
sen, erfolgt die Festsetzung der maximal zulässigen Firsthöhe, gemessen vom Bezugs-
punkt aus. Damit und in Verbindung mit der festgesetzten Bauweise und Grundflächen-
zahl wird auf die Kubatur der entstehenden Gebäude hinreichend Einfluss genommen. 
 
Nach der Rechtssystematik ist ein Bebauungsplan ein ewig geltendes Ortsgesetz. 
Wenn er nicht von der Gemeinde /Stadt als Träger der Planungshoheit aufgehoben wird 
oder in einem Verwaltungsrechtsstreit zu Fall kommt, gilt er ohne zeitliche Begrenzung. 
Er kann seine Aufgabe nach seiner Aufstellung aber nur dann auch über Jahrzehnte 
angemessen erfüllen, wenn ihm ein gewisses Maß an Flexibilität innewohnt. Diese Fle-
xibilität ergibt sich zum einen durch eine Begrenzung der Festsetzungen auf die wirklich 
erforderlichen und zum anderen durch einfach normierte Regelungen. 
Um unter Berücksichtigung der topographischen Verhältnisse eine Anpassung an die 
vorhandene umgebende Gebäudestruktur, unter der Zielverwirklichung „Wohnraumver-
dichtung durch Geschoßwohnungsbau“ zu erreichen, wurde deshalb die Festsetzung 
der max. zulässigen Gebäudehöhe gewählt. 
Insgesamt soll durch die gewählten Festsetzungen ein angemessener Verdichtungsgrad 
erreicht werden und durch die grünordnerischen Bestimmungen zu einer Integration des 
Siedlungsgefüges in das Landschaftsgefüge beigetragen werden. 
 
Die Bauweise wird nach § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bauweise festgesetzt, 
hier Kettenhäuser mit Garagen als Zwischenelementen. 
Durch die vor- oder rückverlagerten Vorsprünge am Kettenhaus entstehen kleinere Aus-
buchtungen, die sich nicht nur positiv auf die Optik auswirken, sondern auch als Sicht- 
und Wetterschutz dienen. So werden die nach hinten gerückten Hausteile durch die 
Vorsprünge verdeckt und ermöglichen dadurch mehr Privatsphäre. 
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Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen eingegrenzt.  
 

 
8.2 Immissionsschutz 

 
Durch die vorbereitete Nutzung ist nicht mit immissionsschutzrechtlichen Konflikten zu 
rechnen. Der Störgrad der vorbereiteten Nutzung entspricht dem Störgrad der Umge-
bungsnutzung. 
 
 
 

9.0 Textliche Festsetzungen 
 
Die textlichen Festsetzungen gelten ausdrücklich und ausschließlich für die Neu-
bebauung des Flurstückes 2200/5 bzw. 2200/4 der Flur 50. Im Plan dargestelltes 
WA 2. 
 
Die Bebauung des Flurstück 7/7 tlw. Flur 23 (WA 1) stellt eine genehmigte Bestandsbe-
bauung dar.  
 

A. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB i. V. m. BauNVO 
 
1. Art und Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1, Nr. 1 und 2 BauGB i.V.m. § 16  

BauNVO 
 

Nutzungsschablone  
 

Art der baulichen 
Nutzung 

Maß der baulichen 
Nutzung 

 Zulässige Nutzung und Nut-
zungseinschränkungen 

 § 16 BauNVO   
 § 19 § 20 § 20   
Zulässige Nutzungen 
gemäß BauNVO in 
der Fassung vom 

23.01.1990 

Grund-
flächenzahl 

 
 

GRZ 

Geschoss-
flächenzahl 

 
 

GFZ 

Zahl der 
Vollge-

schosse 
 

Z 

Bauweise § 9 
(1) 2 BauGB 
i.V.m. § 22 

(4) BauNVO 
 

 
 

 
WA 2 

 
allgemeines Wohn-

gebiet  
§ 4 BauNVO 

 
0,4 

 
- 

 
- 

 
aK 

 
(Abweichen-
de Bauweise: 
Kettenhäuser 
mit Garagen 

als Zwi-
schenele-

mente) 
 
 

Nachfolgende Nutzungen nach 
§ 4 Abs. 2 BauNVO sind aus-
geschlossen: 
Nr. 3 Anlagen für kirchliche, 
kulturelle und sportliche Zwe-
cke. 
Außerdem ausdrücklich aus-
geschlossen werden "nicht 
störende Handwerksbetriebe". 
 
Ebenfalls ausgeschlossen sind 
die nach § 4 Abs. 3 Nr. 1, 3, 4 
und 5 BauNVO ausnahmswei-
se zulässigen Nutzungen. 
 

 
 
2 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 23 BauNVO) 
 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt. 
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3. Höhenlage der baulichen Anlagen [§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 Abs. 2 BauN-
VO sowie § 18 Abs. 1 BauNVO 
 
Es gelten nachfolgende Höhenbeschränkungen: 
 
max. Firsthöhe  FH max. = 8,50 m 
 
Definition und Ermittlung Firsthöhe: 
Als maximal zulässige Firsthöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum oberen 
Abschluss des Daches. 
 
Höhenbezugspunkt ist der Schnittpunkt der Außenwand des Wohngebäudes - in der 
Mitte der Fassade - mit der Oberkante der vorgesehenen Erschließungsstraße, hier Kö-
nigsberger Straße. 
 
 

4. Stellplätze und Garagen (§ 12 BauNVO), Nebenanlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 4 BauGB 
i.V.m. §§ 14 und 23 BauNVO sowie § 21 a BauNVO) 

 

Zufahrten, Einfriedungen und Stützmauern sowie Stellplätze und Garagen sind auch in 
den nicht überbaubaren Flächen zulässig. 
Erdüberdeckte Garagen sind in den dafür ausgewiesenen Flächen zulässig. 
Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO sind insgesamt zulässig. 
Bezüglich der erforderlichen Anzahl der Stellplätze ist die Stellplatzsatzung der Stadt 
Bad Schwalbach in der jeweils gültigen Fassung anzuhalten. Die Stellplätze sind inner-
halb des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nachzuweisen. 
Abweichend von der Stellplatzsatzung der Stadt Bad Schwalbach sollen "gefangene" 
Stellplätze in Garagen, d.h. erreichbar über einen davor liegenden Stellplatz gem. § 81 
Abs. 1 Nr. 4, zulässig sein. 
 
 

5. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB 
 

5.1 Nicht versiegelte Grundstücksflächen: 
Die nicht versiegelten Grundstücksflächen sind gärtnerisch oder naturnah (begrünt, oh-
ne gärtnerische Nutzung oder Pflege) anzulegen. 

 
5.2 Pflanzbindung  

Die lt. Planzeichnung dargestellten Laubgehölze sind im Bestand zu erhalten. Baumfäl-
lungen sind, außer aus Gründen der Verkehrssicherheit, unzulässig. Abgängige hoch-
stämmige Laubbäume sind gleichartig zu ersetzen, Pflanzqualität Hochstamm, 4xv, STU 
15 - 18 cm.  

 
5.3 Artenschutz 

Im Bereich der zu erhaltenden Bäume sind 4 Fledermausquartiere (Flachkasten, Rund-
kasten etc.) und je 3 Nistkästen und Halbhöhlen in prädestinierten ruhigen Bereichen für 
Höhlen nutzende Arten zu installieren. 

 
5.4 Solarenergieanlagen 

Solarenergieanlagen (Solarthermie und Photovoltaik) sind grundsätzlich zugelassen. 
 
 
6. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB 

 

Geländeauftrag und Geländeabtrag bis zu 3 m Höhe ist zulässig. 
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B. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i. V. m § 81 HBO  
 
1. Bauform 
 
 1.1 Dächer 
 

- Für die Hauptgebäude sind Dächer mit einer Neigung von 15° - 45° zulässig. Für die 
Nebengebäude sind Dächer mit einer Neigung von 0° - 45° zulässig. Flache und 
flachgeneigte Dächer können begrünt werden. 

- Glänzende oder reflektierende Materialien sind mit Ausnahme von Anlagen für Pho-
tovoltaik oder Photothermie für die Dacheindeckung nicht zulässig. 

- Dachgauben/Kniestock sind zulässig.  
 

 1.2. Fassaden 
 

- Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materialien 
aus Keramikplatten sowie abgetönte oder verspiegelte Verglasungen. 

- Anlagen zur aktiven oder passiven Sonnenenergienutzung sind zulässig.  
 
 
 
C. Aufnahme der Inhalte des Hessischen Wassergesetzes HWG und des Wasser-

haushaltsgesetzes WHG gem. § 9 Abs. 4 BauGB und Aufnahme der Satzungsrege-
lung als Festsetzung in den Bebauungsplan gem. § 37 HWG in Verbindung mit § 
56 WHG 

 
Zur Sicherung des Wasserhaushaltes und einer rationellen Verwendung des Wassers 
und zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit der Abwasserbehandlungsanlagen und zur 
Verringerung von Überschwemmungsgefahren soll, gem. HWG, von Dachflächen ab-
fließendes und sonst auf dem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser gesam-
melt, verwendet oder zur Versickerung gebracht werden, wenn wasserrechtliche oder 
gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.  
 
Die Ableitung des anfallenden Abwassers erfolgt im vorhandenen Mischsystem. 

 
 
 

D. Sonstige Vorschriften, Hinweise, Empfehlungen, nachrichtliche Übernahmen 
 
 1.  Denkmalschutz [§ 20 -25 HDSchG] 
 
  Bei Erdarbeiten können jederzeit Bodendenkmäler wie Mauern, Steinsetzungen, 

Bodenverfärbungen und Fundgegenstände, z. B. Scherben, Steingeräte, Skelett-
reste entdeckt werden. Diese sind nach § 21 HDSchG unverzüglich dem Lan-
desamt für Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege oder der Unteren 
Denkmalschutzbehörde zu melden; Funde und Fundstellen sind in unverändertem 
Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schüt-
zen. 

 
 
 2. Verlegen von Leitungen 
 
  Bei der Planung und Durchführung von unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitun-

gen sind zu geplanten Baumstandorten die Mindestabstände und Vorschriften ge-
mäß DVGW-Regelwerk zu beachten. 

  Bauunternehmer haben vor Beginn der Bauarbeiten die Bestandsunterlagen der 
verschiedenen Versorgungsträger einzuholen. Eigenmächtige Veränderungen an 
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deren Anlagen sind nicht zulässig. Spätestens 5 Arbeitstage vor Beginn sind Tief-
bauarbeiten dem zuständigen Versorgungsunternehmen zu melden. 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und 
unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Stra-
ßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, zu be-
achten. Bei Anpflanzungen im Bereich von Versorgungsleitungen muss der Abstand 
zwischen Baum und Gasrohr bzw. Kabel mind. 2,50 m betragen. Bei geringeren 
Abständen sind zum Schutz von Versorgungsanlagen Wurzelschutzmaßnahmen zu 
treffen, wobei die Unterkante des Wurzelschutzes bis auf die Verlegetiefe der Ver-
sorgungsleitungen reichen muss. Bei dieser Schutzmaßnahme kann der Abstand 
zwischen Schutzrohr und Gasrohr bzw. Kabel auf 0,50 m verringert werden. Dies 
gilt auch für andere, mindestens gleichwertig geeignete Schutzmaßnahmen. 
Schutzstreifen zu Versorgungstrassen sind einzuhalten. 

 
 
 3. Verwendung von Bodenaushub 

 
 Der Oberboden ist nach § 202 BauGB zu Beginn der Erdarbeiten zu sichern und 

nach Beendigung der Baumaßnahme auf dem Grundstück zur Herstellung von Ve-
getationsschichten wieder aufzutragen. Der Vorsorgepflicht nach § 7 Bundesbo-
denschutzgesetz i.V.m. den §§ 9-12 Bundesbodenschutzverordnung ist Rechnung 
zu tragen. 

 
 
 4. Entwässerung 
 
 Es wird darauf hingewiesen, dass tiefer liegende Untergeschosse möglicherweise 

nicht im Freispiegel entwässert werden können. Gegebenenfalls sind Hebeanlagen 
auf eigene Kosten zu installieren und zu betreiben. 

 
 

 5. Erdwärme 
 

 Die Nutzung von Erdwärme setzt in der Regel eine wasserrechtliche Erlaubnis vor-
aus. Deren Erteilung ist insbesondere von der kostenpflichtigen, gutachterlichen 
Bewertung der hydrogeologischen Verhältnisse durch das Hess. Landesamt für Na-
turschutz, Umwelt und Geologie oder durch ein qualifiziertes Gutachterbüro abhän-
gig, die bei Bedarf bzw. bei einem entsprechenden Antrag einzuholen ist. 
Mit der Veröffentlichung der „Anforderungen des Gewässerschutzes an Erdwärme-
sonden" durch das Hessische Umweltministerium am 21. März 2014 (StAnz. 
17/2014 S. 383) wurde die Errichtung und Inbetriebnahme neuer Erdwärmesonden, 
Erdwärmekollektoren, Erdwärmekörbe, Spiral- und Schneckensonden in Wasser-
schutzgebieten generell ausgeschlossen. 

 
 
 6. Artenschutz 

 
 Die §§ 14 – 17 BNatSchG sind nicht anzuwenden. Vor Beginn der Bauarbeiten ist 

das Baufeld jedoch auf das Vorkommen von geschützten Tieren bzw. deren Le-
bensstätten zu überprüfen und ggf. die Untere Naturschutzbehörde zu informieren. 
Von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (1. März bis 
30. September) gemäß § 39 BNatSchG und aus artenschutzrechtlichen Gründen 
abzusehen. Sofern Rodungen innerhalb dieses Zeitraumes notwendig werden, sind 
die betroffenen Bäume zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutach-
ter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollieren. 
Rodungen von Höhlenbäumen sind außerhalb der Wochenstubenzeiten der Fle-
dermäuse (01. Mai bis 31. Juli) durchzuführen. Durch das Fehlen besonders geeig-
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neter Strukturen für Winterquartiere ist der Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende 
Februar als günstig anzusehen. 
Höhlenbäume sind vor einer Fällung durch eine qualifizierte Person auf aktuelle 
Vorkommen zu überprüfen. 
Als Maßnahme der Risikominimierung soll eine ökologische Baubegleitung, insbe-
sondere zu Beginn der Baufeldräumung und der Tiefbauarbeiten durchgeführt wer-
den.  

 
 
 7. Heilquellenschutzgebiet 
 

Der Planbereich liegt in einem vorhandenen Heilquellenschutzgebiet, hier in Zone III 
bzw. Zone C. 
Die Verordnung zur Festsetzung eines Heilquellenschutzgebietes für die staatlich 
anerkannten Heilquellen des Hessischen Staatsbades Bad Schwalbach (Stahlbrun-
nen, Neubrunnen, Weinbrunnen, Paulinenbrunnen, Ehebrunnen, Adelheidquelle) 
vom 10.08.1987 (StaAnz: 36 / 1987, S. 1853 ff) sind zu beachten. 
Für die Zone C sind genehmigungspflichtig: 
-  Bodeneingriffe über 10 m unter Gelände. 
-  Bodeneingriffe, die den Grundwasserspiegel erreichen. 
-  Das Entnehmen oder Ableiten von Grundwasser von mehr als 20 m³ pro Tag 

oder mehr als 2 l pro Sekunde. 
-  Das Erschließen von kohlesäurehaltigem Wasser. 
-  Regulierungen an Vorflutern. 
-  Sprengungen im Untergrund. 
Für die Zone III sind die gesetzlichen Vorgaben und Verbote gem. § 4 der o.g. Ver-
ordnung einzuhalten   

 
 

8. Altlasten 
 

Wenn bei Eingriffen in den Boden organoleptische Verunreinigungen festgestellt 
werden, ist das Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung IV Arbeitsschutz und 
Umwelt Wiesbaden, Dezernat IV/Wi 41.1 Grundwasser, Bodenschutz, Lessingstra-
ße 16-18, 65189 Wiesbaden, zu beteiligen. 
 
 

 
10.0 Flächenbilanz 
 

Hinweis: Bei den Flächenangaben handelt es sich um ca. Angaben 
 

Planung: 
 
Gesamtfläche = 6.995 m² 
 
Baufläche WA1 Bestand   = 1.440 m² 
 
Baufläche WA2 Planung   = 3.620 m² 
Bebaubar gem. GRZ 0,4    = 1.448 m² 
Freifläche    = 2.172 m² 
Davon Zufahrten, Stellplätze etc. max. 724 m² 
Davon Freifläche min. 1.448 m² 

 
Verkehrsfläche   = 1.935 m² 
Straße Bestand     = 1.605 m² 
Garagen erdüberdeckt    = 330 m² 
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11.0 Umweltbezogene Auswirkungen 

 
Förmliche Umweltprüfungen können bei Anwendung des Verfahrens gem. § 13 a 
BauGB nach den Vorschriften des Baugesetzbuches (BauGB) entfallen. Dennoch sind 
die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB grundsätzlich bei einer 
Planaufstellung zu berücksichtigen.  
 
Das Plangebiet liegt innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage.  
In Anspruch genommen wird eine mit Laubbäumen bestockte Grünfläche innerhalb der 
Stadtlage. 
Zur Überprüfung, ob durch die vorgesehene Nutzung der Fläche und der damit verbun-
denen Rodung von Gehölzen sowie durch die zu erwartende Störwirkung artenschutz-
rechtlich relevante Arten betroffen werden können wurde ein faunistisches Gutachten in 
Auftrag gegeben und am 02.02.2017 vorgelegt. 
 
Es wurden folgende Artengruppen betrachtet: 
 
Artengruppe  Betroffenheit  Bewertung 
Fledermäuse  pot. betroffen  kein Anhalt auf regelmäßige Quartiere oder  
       Wochenstuben. Anlagen- und betriebsbe- 
       dingte Auswirkungen sind nicht zu erwarten 
 
Bilche /     keine Hinweise auf die Anwesenheit von  
Haselmaus  pot. betroffen  Bilchen                                                          
 
Vögel   pot. betroffen  im Wesentlichen ubiquitäre oder synanthro- 
       pe Arten. Störunempfindliche relevante 
       Arten. Anlagen- und betriebsbedingte Aus- 
       wirkungen sind nicht zu erwarten. 
 
Reptilien  nicht betroffen 
Amphibien  nicht betroffen 
Käfer   nicht betroffen 
Libellen  nicht betroffen 
Schmetterlinge nicht betroffen 
Heuschrecken  nicht betroffen 
 
Die Habitateigenschaft der Planfläche und die biologische Vielfalt sind trotz Gehölzbe-
stand als gering einzustufen. Es werden durch die Planung keine ökologisch wertvollen 
Lebensräume in Anspruch genommen. Eine besondere Bedeutung für eine biologische 
Vielfalt kann der Planfläche nicht bescheinigt werden. Um die Verbotstatbestände "Zer-
störung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten" (§ 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG) und damit 
verbundene Einwirkungen zu vermeiden wurden entsprechende Hinweise in die textli-
chen Festsetzungen aufgenommen. 
 
Die sinnliche Wahrnehmung des Landschafts-/Ortsbildausschnittes, insbesondere der 
visuelle Eindruck wird durch die vorliegende Planung im Nahbereich verändert. Der Bet-
rachter erwartet jedoch, hier innerhalb der bebauten Stadtlage, auch Bebauung vorzu-
finden. Der Gehölzbestand wird in einem von West nach Ost verlaufenden Band erhal-
ten. Der Fläche kann weder eine Erlebnisfunktion noch eine Informations- oder Doku-
mentationsfunktion bescheinigt werden. Aufgrund der Steillage ist der Bereich nicht fuß-
läufig nutzbar. 
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Als produktives Kaltluftentstehungsgebiet oder –leitbahn kann die betroffene Fläche 
nicht angesehen werden.  
 
Die Entwicklung eines innerstädtischen Standortes unter Verzicht auf Neuausweisung 
von Flächen berücksichtigt insbesondere auch die Vorgaben des § 1a Abs. 2 BauGB. 
 
Es findet durch die Überplanung eine Mehrversiegelung statt, diese jedoch auf derzeit 
stark hängigem Untergrund. Oberflächenwasser dürfte im zur Rede stehenden Bereich 
ohne nennenswerte Versickerung oberflächlich in Richtung der Straße "Parkblick" ab-
fließen, so dass hier von einer nachhaltigen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden 
nicht ausgegangen werden kann.  
 
Oberflächengewässer sind nicht betroffen. Von einer Beeinträchtigung des Grundwas-
sers kann durch vorbereitete Maßnahme ebenfalls nicht ausgegangen werden. Es ist 
nicht mit Gründungstiefen zu rechnen, die den Grundwasserleiter oder das Grundwas-
ser beeinträchtigen könnten.  
 
Von einer Beeinträchtigung des Schutzgutes Mensch, Bevölkerung und Gesundheit 
kann durch Realisierung der Planung nicht ausgegangen werden.  
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand kann nicht von einer Beeinträchtigung von Kultur- und 
sonstigen Sachgütern ausgegangen werden.  
 
Die Verbote und Gebote der entsprechenden Heilquellenschutzverordnung für die be-
troffene Zone III und Zone C sind einzuhalten und unter Lit. D Ziff. 8 der textlichen 
Festsetzungen entsprechend fixiert. 
 
Insofern ist, aufgrund der relativ konfliktfreien Nutzung, nicht von erheblichen negativen 
Auswirkungen auf die umweltbezogenen Schutzgüter auszugehen.  
 
 
 
 

 
aufgestellt  
Weinbach im November 2017 
 
Ingenieurbüro Marcellus Schönherr 
Heike Mendel 
Fichtenhof 1 
35796 Weinbach 

 
 
Anlage: Artenschutzrechtliches Gutachten, Büro PlanÖ, vom 24.10.2017 
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Anlage  Artenschutzrechtliches Gutachten, Büro PlanÖ,  

Februar 2017 (erweitert und aktualisiert Oktober 2017) 
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